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1. Einleitung 
 

1.1. Ausgangslage 
 

Sowohl Bürger als auch Lokalpolitiker haben bei den Worten „Kommunalverwaltung“ 

lange Zeit lediglich an die entsprechenden Fachämter und Dezernate gedacht, wel-

che die unmittelbare Kommunalverwaltung bilden. Die ausgelagerten bzw. mittelba-

ren Bestandteile der Kommunalverwaltung, wie beispielweise die Stadtwerke, Eigen-

betriebe oder Wohnungsbaugesellschaften, waren eher vom sekundären Interesse. 

Dabei sind in den letzten drei Jahrzehnten sowohl die Zahl der ausgelagerten Orga-

nisationseinheiten, die Vielfalt des kommunalen Dienstleistungsangebotes, als auch 

die Anforderungen an die Kommunalunternehmen gestiegen. Betrachtet man die un-

mittelbare als auch die mittelbare Kommunalverwaltung als eine Einheit, so erkennt 

man, dass das Konstrukt Kommune sich mittlerweile in vielen Landesteilen zu den 

größten lokalen Dienstleistungsanbietern entwickelt hat (vgl. Cronauge / Westermann 

2006: S. 23 f.). Eine Ursache für die zunehmende Anzahl an kommunalen Beteili-

gungsunternehmen ist auch der anhaltende Rekommunalisierungstrend als eine Art 

Gegenbewegung zur zunehmenden Globalisierung. Dieser Trend wurde insbeson-

dere durch die weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrisen der letzten Jahre sowie das 

schwindende Vertrauen in Leistungsfähigkeit der Privatwirtschaft und die Mechanis-

men des freien Marktes verstärkt. Zudem hat sich in der Praxis gezeigt, dass eine 

Privatisierung von vormals öffentlichen Bereichen, eben nicht zwangsläufig zu bes-

seren, effizienteren und kostengünstigeren Ergebnisse für die Allgemeinheit führt. 

Auch Faktoren wie die Gemeinwohlorientierung, die Einhaltung von Sozialstandards, 

der Erhalt von Arbeitsplätzen, der Rückerhalt kommunaler Steuerungsmöglichkeiten, 

sowie die Kostensenkung für Bürger und die Erschließung neuer Einnahmequellen 

zur Quersubventionierung, haben viele Städte und Gemeinde dazu motiviert, be-

stimmte bereits privatisierte Sparten wieder selbst zu übernehmen (vgl. Bauer 2012: 

S. 22 f.). 

 

Die zentrale Bedeutung der kommunalwirtschaftlichen Betätigung rückt jedoch nicht 

nur durch den Rekommunalisierungstrend zunehmend weiter in das Bewusstsein von 

Politik und Gesellschaft. Schließlich stehen die Kommunen und ihre Beteiligungsun-

ternehmen auch vor immensen Herausforderungen, welche sich aus dem demogra-

fischen Wandel, der tendenziellen Verschlechterung der kommunalen Finanzlage, 

der Energiewende sowie der zunehmenden Liberalisierung, Reglementierung und der 

Digitalisierung ergeben. Um diese zu bewältigen, muss sich die strategische Ausrich-
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tung und Steuerung der mittlerweile recht komplexen kommunalen Wirtschaft weiter-

entwickeln. Dementsprechend müssen die bestehenden Regelungen und Instru-

mente qualifiziert werden (vgl. Schäfer 2014: S. 210). Die Kommunen müssen, unab-

hängig von ihrer Größe und Beteiligungszahl, Mittel und Wege finden, um die eigenen 

Ressourcen und Potentiale besser ausschöpfen zu können (vgl. Schäfer 2013: S. 56).  

 

1.2. Zielsetzung der Arbeit 
 

Beim bereits angesprochenen Qualifizierungsprozess kommt dem Beteiligungsma-

nagement eine herausgehobene Rolle zu. Als Beteiligungsmanagement bezeichnet 

man die Tätigkeiten, welche sowohl der Verwaltungsführung als auch den Kommu-

nalvertretungsgremien bei der Erfüllung ihrer Pflicht zur strategischen Steuerung der 

ausgelagerten kommunalen Beteiligungsunternehmen unterstützen (vgl. Hille 2003: 

S. 158). Diese Dienstleistungsfunktion besteht im Wesentlichen aus der Sammlung 

und adressatengerechten Aufbereitung von Informationen, der objektivierten Vorbe-

reitung von Entscheidungen, dem Erstellen von inhaltlich-strukturellen Vorgaben für 

die mandatierten Gremien, sowie der Koordinierung der Zusammenarbeit der Kom-

mune und ihrer Beteiligungsunternehmen (vgl. Schäfer 2014: S. 104). Eine Aufgabe 

des Beteiligungsmanagements liegt auch in der Unterstützung dabei, die verschiede-

nen Beteiligungsunternehmen in die kommunalpolitischen Ziele und Leitbilder, mit 

Hilfe von Leistungs- und Finanzzielvorgaben, einzubinden, ohne deren Selbststän-

digkeit zu tangieren (vgl. Ade 2005: S. 27). Das Beteiligungsmanagement wird dabei 

in der Fachliteratur oft in die eher administrative und organisatorisch ausgerichtete 

Beteiligungsverwaltung, sowie in das Beteiligungscontrolling, welches eher auf die 

strategische Steuerung und des operativen Berichtswesens fokussiert ist, aufgeteilt. 

Es ist dabei grundsätzlich zu beachten, dass das Beteiligungsmanagement nicht für 

das interne Controlling, oder die operative Steuerung der jeweiligen Beteiligungsun-

ternehmen verantwortlich oder zuständig ist (vgl. Hille 2003: S. 107, 158). 

 

Auch der brandenburgische Gesetzgeber stellt erhebliche Ansprüche an die Kommu-

nen und ihre Beteiligungsunternehmen. Durch die Einführung der Doppik auf der 

kommunalen Ebene Brandenburgs ergeben sich in den Städten und Gemeinden ne-

ben den bereits genannten Herausforderungen, auch neue Pflichten hinsichtlich der 

Planung, Bilanzierung und Steuerung der Kommunen selbst, sowie für das Berichts-

wesen und Steuerungssystem bezüglich der Beteiligungsunternehmen (vgl. Erdmann 

2009: S. 31 ff.). Insbesondere aus den §§ 83, 98 der im Jahr 2007 in Kraft getretenen 

BbgKVerf ergibt sich, dass die Städte und Gemeinden im Rahmen des alljährlichen 
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Jahresabschlusses einen umfassenden Beteiligungs- und Konsolidierungsbericht er-

stellen müssen, sowie eine Stelle einrichten sollen, welche mit qualifizierten Personal 

ausgestattet ist, um die Aufgaben eines professionellen Beteiligungsmanagements 

wahrzunehmen.  

 

Dieser § 98 BbgKVerf wird ein Kernpunkt der hiesigen Abschlussarbeit sein. Er ent-

hält eine bedingte Pflicht zur Einrichtung einer Beteiligungsverwaltung, welche min-

destens die dort normierten Aufgaben und Vorgaben erfüllen sollte. Es handelt sich 

um eine Soll-Vorschrift, und demnach ist die Kommune zur Befolgung dieser Rege-

lung verpflichtet, insofern keine atypische Situation vorliegt (vgl. Maurer 2011: S. 145 

f.). Die Verwaltung ist somit auch in der Lage, in Ausnahmefällen von der Einrichtung 

einer Beteiligungsverwaltung abzusehen, ohne eine rechtliche Ahndung befürchten 

zu müssen. Die folgenden neun Mindestforderungen bzw. Verpflichtungen für die 

Kommunalverwaltungen lassen sich aus dem § 98 BbgKVerf ableiten: 

 

 Die Einrichtung einer Stelle zur Steuerung der Beteiligungen.  

 Die Ausstattung der Stelle mit qualifiziertem Personal. 

 Die Kontrolle der Einhaltung der folgenden kommunalrechtlichen Vorschriften 

durch die Kommunalunternehmen: 

o Haushaltswirtschaft i.S.v. §§ 63 bis 85 BbgKVerf, 

o Sonder- und Treuhandvermögen i.S.v. §§ 86 bis 90 BbgKVerf, 

o wirtschaftliche Betätigung i.S.v. §§ 91 bis 100 BbgKVerf, 

o Prüfungswesen i.S.v. §§ 101 bis 106 BbgKVerf. 

 Die Vorgabe von strategischen und finanziellen Zielen. 

 Die Information der Gemeindevertretung zu Beteiligungsthemen. 

 Die Vorbereitung des Beteiligungsberichtes. 

 Die Vorbereitung des Konsolidierungsberichtes. 

 Die Beratung der Mandatsträger in den Unternehmensorganen zu wichtigen 

rechtlichen und finanziellen Themen. 

 Die Organisation von Fortbildungen für die Mandatsträger zu rechtlichen Fra-

gen. 

 
Diese herausgearbeiteten neun Verpflichtungen werden im Gesetzestext, oder in 

eventuellen Kommentaren dazu, nicht weiter erläutert. Aufgrund der Verwendung des 

Wortes „insbesondere“ im Gesetzestext des § 98 BbgKVerf, handelt es sich dabei 

auch nicht um eine abschließende Aufzählung. Somit sind auch zusätzliche Aspekte 

des Beteiligungsmanagements zu berücksichtigen, die ggf. von der Fachliteratur ein-


